
auch mit diesem offensichtlichen Schreibfehler erlassen 
und zugestellt werden können und müssen. Die Ver­
zögerung der Zustellung ist aber im wesentlichen nicht 
auf die Berichtigung des Mahngesuchs zurückzuführen. 
Die Klägerin hat auf den schriftlichen Hinweis des 
Sekretärs den Schreibfehler mit Schreiben vom 28. Fe­
bruar 1959, eingegangen beim Kreisgericht am 3. März 
1959, berichtigt. Das Kreisgericht hat hierauf erst am 
28. März 1959, also dreieinhalb Wochen später, den 
Zahlungsbefehl zustellen lassen, nachdem es bereits 
mit seinem Erlaß nach Eingang der Berichtigung bis 
zum 20. März 1959 gewartet hatte. Diese Verzögerung 
geht allein zu seinen Lasten. Wenn es dann auf der 
Grundlage dieser Verzögerungen und unter Nicht­
beachtung der gesetzlichen Vorschrift des § 693 ZPO, 
auf die die Klägerin noch dazu, wenn vielleicht auch 
nicht unter Anführung dieses Paragraphen, so aber 
doch- seinem Inhalt nach, hingewiesen hatte, die Forde­
rung für verjährt erklärt hat, so ist das allerdings ein 
Ausdruck höchst formalistischer Arbeitsweise.

Die Verjährung ist nach alledem rechtzeitig unter­
brochen.

Das Urteil des Kreisgerichts war daher wegen Ver­
letzung des § 693 ZPO aufzuheben und die Sache zur 
Verhandlung und Entscheidung über die sachliche Be­
rechtigung des Anspruchs selbst an dieses Gericht 
zurückzuverweisen.

§ 8 Abs. 1 Satz 4 der 2. DB zur PreisVO Nr. 370 vom 
21. Juli 1954 (GBl. S. 638); § 638 BGB; §§ 139, 144 ZPO.

1. Auf die Verjährung der Ansprüche des Bestellers 
aus einem Vertrag über Kraftfahrzeugreparaturen fin­
det nicht § 638 BGB, sondern § 8 Abs. 1 Satz 4 der
2. DB zur PreisVO Nr. 370 Anwendung.

2. Hinsichtlich einer vom Werkunternehmer gegen­
über einem Schadensersatzanspruch des Bestellers we­
gen mangelhafter Ausführung der Reparatur erhobenen 
Verjährungseinrede ergibt sich je nach Lage der Um­
stände aus der Verpflichtung des Gerichts zur Erfor­
schung der objektiven Wahrheit die Notwendigkeit, 
auch die subjektiven Voraussetzungen der Mängelrüge 
(arglistiges Verschweigen von Mängeln) mit den Par­
teien zu erörtern und gegebenenfalls durch Beweisauf­
nahme zu klären.

OG, Urt. vom 10. März 1960 — 1 Zz 1/60.
Der Kläger hat dem Verklagten, der Kraftfahrzeug­

handwerksmeister ist, vor etwa l1/* bis 2 Jahren seinen 
PKW zur Reparatur übergeben. Der Preis dieser Repara­
tur betrug 732,95 DM.

Mit Zahlungsbefehl vom 8. Juni 1959 hat der Kläger vom 
Verklagten die Zahlung von 247,32 DM verlangt, weil die 
Reparatur insoweit mangelhaft ausgeführt worden sei, als 
der Verklagte statt der erforderlichen neuen eine mit 
Schweißstellen behaftete, also ersichtlich schadhafte Kurbel­
welle in den Wagen eingebaut habe; diese schadhafte Kurbel­
welle habe durch eine neue ersetzt werden müssen. Der 
geforderte Betrag habe für die Reparatur gezahlt werden 
müssen, die durch die Schadhaftigkeit der vom Verklagten 
eingesetzten Kurbelwelle verursacht worden sei.

Nach Erhebung des Widerspruchs durch den Verklagten 
kam es zur streitigen Verhandlung, in der der Kläger seine 
Behauptungen wiederholte und ergänzend dazu vor­
brachte, daß er infolge der Mängel nur etwa 7000 km mit 
dem vom Verklagten reparierten Wagen habe fahren 
können.

Der Kläger hat beantragt, den Verklagten zu verurteilen, 
an ihn 247,32 DM zu zahlen.

Der Verklagte hat um Klagabweisung gebeten. Er hat 
bestritten, daß die Reparatur mangelhaft ausgeführt wor­
den sei, und hat weiter die Einrede der Verjährung 
erhoben.

Das Kreisgericht hat die Klage als unbegründet abge­
wiesen. Die Abweisung stützt es auf Verjährung des 
Klaganspruchs, da nach § 638 BGB derartige Sachmängel 
bei einem Werkvertrag nur solange geltend gemacht 
werden könnten, als die vorgenommene Reparatur nicht 
länger ajs sechs Monate zurückliege. Der Kläger habe auf 
ausdrückliches Befragen keine Tatsachen Vorbringen 
können, aus denen sich ergebe, daß der Verklagte den 
Mangel der Sache arglistig verschwiegen habe.

Gegen dieses Urteil richtet sich der vom Generalstaats­
anwalt der Deutschen Demokratischen Republik gestellte 
Kassationsantrag, mit dem Verletzung der §§ 638 BGB, 139, 
144 ZPO gerügt wird. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Das Gericht ist bei der Beurteilung des Streitfalls 

von den Bestimmungen des BGB über den Werkvertrag 
ausgegangen. Da es sich jedoch um eine Kraftfahrzeug­
reparatur handelte, hätte die Preisverordnung Nr. 370 
mit ihren Durchführungsbestimmungen vom 21. Juli 
1954 (GBl. S. 635 ff.) beachtet werden müssen. Insbe­
sondere die 2. Durchführungsbestimmung (GBl. S. 638) 
enthält spezielle Bestimmungen über die Durchführung 
und Abwicklung von Rechtsgeschäften bei Kraftfahr­
zeugreparaturen, die den entsprechenden Normen über 
Werkverträge im BGB Vorgehen. Der Hinweis des Ge­
richts in den Entscheidungsgründen des Urteils auf die 
Verjährungsfrist im § 638 BGB ist also falsch. Es kommt 
hier vielmehr § 8 Abs. 1 Satz 4 der 2. Durchführungsbe­
stimmung zur Preisverordnung Nr. 370 zur Anwendung. 
Danach erlöschen die Ansprüche des Auftraggebers auf 
Beseitigung von Schäden, die durch schuldhaftes Ver­
halten des Auftragnehmers verursacht wurden, mit 
Ablauf eines Monats nach der Abnahme des Fahrzeugs 
oder nach einer Laufstrecke bis 3000 km innerhalb des 
ersten Monats. Die Haftung erstreckt sich dabei auf die 
Verpflichtung des Auftragnehmers, den oder die Män­
gel zu beseitigen. Sie entfällt, wenn auf dritter Seite 
Nacharbeiten oder Veränderungen an dem Fahrzeug 
oder dem instand gesetzten Teil vorgenommen wor­
den sind.

Vom Standpunkt des Kreisgerichts aus hätte es mit­
hin die Klage nach diesen Bestimmungen abweisen 
müssen, nicht aber die Normen des BGB zugrunde 
legen dürfen. Nach dem bisher festgestellten Sachver­
halt wäre jedoch das Ergebnis das gleiche gewesen, so 
daß dieser Mangel allein eine Kassation des Urteils 
nicht rechtfertigen würde. Immerhin erscheint es zweck­
mäßig, aus dem sich bietenden Anlaß hierauf hinzu­
weisen, da die genannten gesetzlichen Bestimmungen 
weithin unbekannt zu sein scheinen.

Das Kreisgericht hätte aber auf Grund des von ihm 
festgestellten Sachverhalts noch nicht zur Endentschei­
dung kommen dürfen, sondern wäre verpflichtet ge­
wesen, unter Ausübung seiner Fragepflicht (§ 139 ZPO) 
weitere Aufklärung zu schaffen. Da es zu den Grund­
prinzipien sozialistischen Prozeßrechts gehört, mit Un­
terstützung durch die Parteien die objektive Wahrheit 
zu erforschen, hatte das Kreisgericht, nachdem der 
Verklagte die Einrede der Verjährung erhoben hatte, 
sein Augenmerk darauf zu richten, ob dem Verklagten 
nicht etwa ein arglistiges Verschweigen des Mangels 
der von ihm eingebauten Kurbelwelle zur Last fiel. 
Sich hierüber zu äußern, hatte es zunächst den Kläger 
aufzufordern, zumal dieser bereits in der Begründung 
des Zahlungsbefehls auf die „schadhafte Kurbelwelle“ 
ausdrücklich hingewiesen hatte.

Nun ist allerdings dem Urteil zu entnehmen, daß das 
Gericht an den Kläger eine entsprechende Frage ge­
richtet hat. Wie das aber im einzelnen vor sich ge­
gangen ist und ob vor allem die Fragepflicht dem 
annehmbar rechts- und fachunkundigen Kläger gegen­
über in einem umfassenden, der Sachlage gerecht wer­
denden Maße geschehen ist, darüber geben weder das 
Sitzungsprotokoll noch die Urteilsgründe des Kreisge­
richts auch, nur die geringste Auskunft. Eine solche 
Prozeßleitung und Rechtsprechung ist nicht geeignet, 
überzeugend zu wirken und das Vertrauen unserer 
Werktätigen für sich zu gewinnen. Darüber hätte sich 
das Kreisgericht keinem Zweifel hingeben dürfen.

Der Kläger hat im Kassati onsverfahren glaubhaft 
versichert, daß er die vom Verklagten eingebaute, mit 
sogar für einen Laien deutlich erkennbaren Schweiß­
stellen behaftete Kurbelwelle im Verhandlungstermin 
mitgebracht, sie vorgewiesen und dem Gericht auch die 
Schadhaftigkeit der Welle erläutert habe. Damit durfte 
er zunächst annehmen, seiner Pflicht zum Sachvortrag 
genügt zu haben. Nunmehr wäre es gemäß § 139 ZPO 
Sache des Gerichts gewesen, entsprechend den Grund­
prinzipien unseres sozialistischen Prozeßrechts an die 
Erforschung der Wahrheit hinsichtlich a l l e r  tatsäch­
lichen Voraussetzungen heranzutreten, die § 638 BGB 
als maßgeblich für den Eintritt der Verjährung be­
zeichnet. Dazu gehört auch die Frage einer etwaigen 
Arglist des Unternehmers. Das Gericht hätte also den 
Sachverhalt zunächst eingehend sowohl in objektiver 
als auch in subjektiver Hinsicht mit beiden Parteien
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